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Entschließung 
betreffend weibliche Genitalverstümmelung – Stärkung von Frauengesundheit und 
Frauenrechten 

 
Die Bundesregierung wird ersucht, hinkünftig eine regelmäßige, systematische Datenerfassung und Er-
forschung von weiblicher Genitalverstümmelung in Österreich und auf EU-Ebene unter Berücksichtigung 
der vom European Institute for Gender Equality (EIGE) erfassten Methodik, best practices und Empfeh-
lungen, voranzutreiben. 
Die Bundesregierung, insbesondere der Bundesminister für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz und die Bundesministerin für Frauen und Integration, wird ersucht: 
- den Austausch mit der Zivilgesellschaft und den betroffenen Berufsgruppen zur Bekämpfung und 

Prävention von FGM zu intensiveren; 
- im Sinne des Opferschutzes bei den Bundesländern anzuregen, den Bedarf an psychosozialer und 

medizinischer Unterstützung, insbesondere für Rückoperationen, zu erheben; 
- den Bedarf von spezieller Geburtshilfe für betroffene Frauen zu erheben; 
- Maßnahmen zur Verhinderung von weiblicher Genitalverstümmelung wie Präventions-, Aufklä-

rungs-, und Bewusstseinsarbeit, vor allem für medizinisches Personal und Berufsgruppen, die ver-
stärkt mit betroffenen Bevölkerungsgruppen zusammenarbeiten, zu intensivieren; 

- auf europäischer und internationaler Ebene Initiativen zur Verhinderung von weiblicher Genitalver-
stümmelung weiterhin zu unterstützen und mit europäischen und internationalen Partnern entspre-
chend voranzutreiben. 
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